
S owohl in Frankreich als auch in 
Deutschland protestieren die Bürger 

gegen die nationale Klimapolitik Sie 
drängen jedoch nur auf den ersten Blick 
auf divergierende Änderungen: Während 
in Frankreich die Gelbwesten-Bewegung 
eine weitere Erhöhung der bestehenden 
C02-Ste uer ablehnt, prangert die junge 
Bevölkerung in Deutschland die mangeln­
de Ambition der Klimapolitik an und for­
dert im Rahmen der "Fridays for Future" 
-Bewegung die Einführung eines 
C02-Preises von bis zu 180 Euro je Ton­
ne. Beide Positionen könnten durch eine 
angemessene Gestaltung der Klimapoli­
tik, die zwangsläufig europäische und in­
ternationale Zusammenarbeit erfordert, 
in Einklang gebracht werden. In einer ge­
meinsamen Erklärung heben der französi­
sche Conseil d'analyse economique und 
der deutsche Sachverständigenrat zur Be­
gutach tung der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung Maßnahmen hervor, die zur 
Antwort auf den Klimawandel erforder­
lich sind und zeigen das Potential für eine 
deutsch-französische Initiative in der Kli­
mapolitik auf. 

Beide Sachverständigenräte haben un­
abhängig voneinander Gutachten veröf­
fentlicht, in denen betont wird, dass ein 
einheitlicher Preis für Kohlendioxid 
(C02) Grundvoraussetzung ist, um den 
Ausstoß zu angemessenen Kosten zu sen­
ken. Darüber hinaus ist die Sicherstellung 
politischer Akzeptanz von entscheiden­
der Bedeutung für die Gestaltung eines er­
folgreichen C02-Bepreisungssysterns. 
Dies zeigt die Gelbwesten-Bewegung. 
Die Politik muss sich verstärkt darum be­
mühen, der Bevölkerung die Rahmenbe­
dingungen und Möglichkeiten der Reduk­
tion von C02 zu erläutern. Sie sollte die 
Strategie der C02-Bepreisung zudem 
durch einen wirksamen Mechanismus 
der Rückführung der daraus entstehen­
den Einnahmen ergänzen. 

STANDPUNKT 

Ein C02-Preis für Europa 
Gemeinsame Erklärung des französischen Conseil d'analyse economique und 

des deutschen Sachverständigenrats 

Es ist gemeinhin anerkannt, dass ein 
einheitlicher C02-Preis das Erreichen ei­
nes Emissionsreduktionsziels zu niedrigs­
te n Kosten ermöglicht und den Wirt­
schaftsakteuren zugleich freie Wahl lässt, 
in welchem Bereich und wie sie Ernissio­
nen senken. Idealerweise ist der Preis für 
C02 ein branchenübergreifend einheitli­
cher Preis, der in möglichst vielen Län­
dern gilt. 

Der natürliche Weg, diesen einheitli­
chen C02-Preis in der EU umzusetzen, ist 
eine Ausweitung des europäischen Sys­
tems für den Handel mit Emissionszertifi­
katen (EU-ETS) auf weitere Sektoren. 
Wir ermutigen die EU-Kommission und 
die Mitgliedstaaten, diesen Schritt zu ge­
he n, nicht zuletzt, weil eine homogene Be­
handlung der C02-Emissionen ein wichti­
ges Element für die Vollendung des EU­
Binnenmarkts darstellt. Wenn ein sol­
ches Abkommen, das alle Mitgliedstaaten 
umfasst, kurzfristig nicht geschlossen wer­
den kann, sollte eine von Frankreich und 
Deutschland angeführte Koalition als ers­
te n Schritt ihre nicht in den Emissions­
handel einbezogenen Sektoren in das 
EU-ETS integrieren oder eine separate 
C02-Bepreisung für diese Sektoren ein­
führen. 

Die Einführung eines einheitlichen 
COrPreises wird Verteilungseffekte zwi­
schen und innerhalb der Mitgliedstaaten 
nach sich ziehen. Während die Auswir­
kungen der Umverteilung zwischen den 

Mitgliedstaaten auf europäischer Ebene 
angesprochen werden müssen, sind die 
Folgen innerhalb der Länder national an­
zugehen. Wir schlagen vor, einen erhebli­
chen Teil der nationalen Einnalunen, die 
durch eine einheitliche C02-Bepreisung 
erzielt würden, an Haushalte und Unter­
ne tunen zurückzugeben. So könnten die 
Akzeptanz in der Bevölkerung erhöht 
und die Belastungswirkungen gemildert 
werden, während die Anreize für Verhal­
tensanpassungen erhalten bleiben. 

Eine erhebliche Ausweitung der Inno­
vationstätigkeiten und eine Beschleuni­
gung des technologischen Wandels sind 
erforderlich, um die Kosten für emissions­
arme Produktionsverfahren und Investi­
tionen merklich zu senken. Eine C02-Be­
preisung setzt Anreize für umweltfreund­
liche Investitionen und Innovationen. 
Darüber hinaus sollten Forschung und In­
novation auf verschiedene Weise geför­
dert werden, um die Kosten kohlenstoffar­
mer Tedmologien zu senken, da die Inves­
titionsentscheidungen privater Akteure 
im Mittelpunkt des nationalen, aber auch 
globalen Umstiegs auf diese Tedmolo­
gien stehen. Frankreich und Deutschland 
(möglicherweise auch andere EU-Mit­
gliedstaaten) könnten ihre Ressourcen 
hier bündeln und so Skaleneffekte erzie­
len. 

Selbst die vollständige Dekarbonisie­
rung der europäischen Wirtschaft würde 
nicht ausreichen, um den Klimawandel 

aufzuhalten. Frankreich und Deutsch­
land sollten daher verstärkt internationa­
le Anstrengungen unternehmen, um - im 
Idealfall - einheitliche C02-Preise einzu­
führen, die weltweit oder zumindest in ei­
ner erweiterten internationalen Koaliti­
on von Ländern angewendet werden. 
Eine Reihe Vorschläge befasst sich mit 
der Frage, wie eine solche Koalition Han­
delsmaßnahmen an der Grenze einsetzen 
könnte, um Ausweichreaktionen (Carbon 
Leakage) zu verhindern und anderen Län­
dern einen Anreiz zum Beitritt zur Koali­
tion zu setzen. Sie sollten diskutiert wer­
den. Es ist besonders wichtig zu vermei­
den, dass solche Maßnahmen als protek­
tionistische Maßnalunen missbraucht 
werden. 

Da er die Kosteneffizienz in den Mittel­
punkt rückt, dürfte ein einheitlicher 
C02-Preis zunächst vor allem in ärmeren 
Ländern zur Verringerung der C02-Emis­
sionen führen , da diese tendenziell die 
niedrigsten Vermeidungskosten aufwei­
sen. Entgegen häufig geäußerten politi­
schen Bedenken bedeutet dies nicht, dass 
diese Länder den Großteil der Kosten tra­
gen müssten. Durch die Wahl einer geeig­
neten Erstzuteilung von Zertifikaten in ei­
nem Handelssystem oder durch geeigne­
te Transfers könnten die Industrieländer 
die Transformation in den ärmeren Län­
dern unterstützen. 

Folglich gibt es viele Optionen, bei de­
nen die C02-Bepreisung im Zentrum 
steht, die es Frankreich und Deutschland 
ermöglichen, gemeinsam den Weg zu ei­
ner effizienten internationalen Klimapo­
litik zu ebnen. 
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